
§ 29 

Sonderurlaub aus verschiedenen Anlässen 

(1) Sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, kann der Beamtin oder dem Beamten für 

die notwendige Dauer der Abwesenheit Sonderurlaub unter Belassung der Bezüge bewilligt 

werden 

1. aus wichtigem persönlichem Anlass, 

2. zur Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeit im öffentlichen Leben, 

3. zur Teilnahme an Tagungen, Lehrgängen und Veranstaltungen, soweit sie 

a) staatsbürgerlichen Zwecken dienen oder 

b) von Organisationen, deren Tätigkeit im öffentlichen Interesse liegt, durchgeführt werden 

und an den Tagungen, Lehrgängen und Veranstaltungen ein öffentliches Interesse besteht 

oder 

c) fachlichen Zwecken dienen und im dienstlichen Interesse liegen. 

(2) Zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege eines erkrankten Kindes, welches das 12. 

Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder behindert und auf Hilfe angewiesen ist, ist für die 

notwendige Dauer der Abwesenheit Sonderurlaub zu bewilligen. Der Anspruch besteht 

längstens für zehn Arbeitstage im Kalenderjahr für jedes Kind, jedoch für nicht mehr als 25 

Arbeitstage im Kalenderjahr. Für alleinerziehende Beamtinnen und Beamte besteht der 

Anspruch längstens für 20 Arbeitstage im Kalenderjahr für jedes Kind, jedoch für nicht mehr 

als 50 Arbeitstage im Kalenderjahr. Die Beaufsichtigungs-, Betreuungs- oder 

Pflegebedürftigkeit des Kindes ist durch ein ärztliches Zeugnis nachzuweisen. Für neun 

Zehntel der in Satz 2 und 3 genannten Tage wird der Sonderurlaub unter Belassung der 

Bezüge bewilligt. Absatz 1 Nr. 1 bleibt unberührt. 

(3) Abweichend von Absatz 1 Nr. 2 ist Sonderurlaub unter Belassung der Bezüge zu 

bewilligen, wenn er zur Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit 

1. im Gemeinderat, im Kreistag oder im entsprechenden Vertretungsorgan einer sonstigen der 

Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 

Rechts, im Bezirksbeirat oder im Ortschaftsrat oder 

2. als gerichtlich bestellte Betreuerin oder gerichtlich bestellter Betreuer erforderlich ist. 

(4) Der Sonderurlaub nach Absatz 1 Nr. 3 soll fünf Arbeitstage im Kalenderjahr nicht 

überschreiten; er darf höchstens zehn Arbeitstage betragen. Die oberste Dienstbehörde kann 

in besonders begründeten Fällen Ausnahmen von der Höchstdauer zulassen. 

 


